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Sehr ………………………….. 
 

Sehr ………………………….. 
 
 
Wir schreiben Ihnen, um unsere Bedenken zum Kompromisstext der slowenischen 
Ratspräsidentschaft (11759/21) und den aktuellen Verhandlungen im Rat zum Digital Services Act 
zu äußern.  
 
Das iab austria, als größte Interessenvertretung der heimischen Kommunikations- und 
Werbewirtschaft begrüßt die allgemeine Haltung im Rat, den Entwurf der EU Kommission inhaltlich 
nicht auszuweiten. Dennoch wollen wir abermals auf noch bestehende Risiken hinweisen. Allen 
voran die von einigen Mitgliedstaaten angedachte Überlegung das „Know your business 
customer“ Prinzip für Online Marktplätze auch auf digitale Werbung auszuweiten („Know your 
advertiser“) birgt enorme Risiken für österreichische Digitalunternehmen. 
 
Digitale Werbung bleibt die wichtigste Einnahmequelle zur Finanzierung der freien und vielfältigen 
Presse und Medien in Europa. Sie macht 81 % der digitalen Medieneinnahmen in der Union aus 
und ermöglicht den Bürgern den Zugang zu vertrauenswürdigen und hochwertigen Inhalten und 
Diensten. Eine starke Einschränkung von digitaler Werbung ist nicht nur von Nachteil für die 
heimische Medienvielfalt, sondern gefährdet auch viele weitere Online Plattformen, die sich über 
Werbung finanzieren.  
 

PROBLEMAUFRISS DES KOMPROMISSTEXTES: 
 

Die Eindrücke der digitalen Kommunikationsbranche von dem Kompromisstext sind gemischt, mit 
allgemein positiven Reaktionen auf die zusätzlichen Harmonisierungsmaßnahmen und die 
Beibehaltung der Kernprinzipien der E-Commerce Richtlinie. Begrüßenswert ist vor allem der 
Erhalt von wichtigen Prinzipien wie begrenzte Haftung, keine allgemeinen Überwachungspflichten 
und die Beibehaltung des Herkunftslandprinzips. 
 
Wir äußern jedoch große Bedenken in Hinblick auf die Tendenz einiger Mitgliedstaaten das „Know 
your business customer“ Prinzip auf Online Werbung auszuweiten. Dieses Prinzip, welches aktuell 
vor allem in der Geldwäsche- und Terrorismusbekämpfung angewendet wird, ist mit einer 
zusätzlichen Erhebung von Daten in einem hohen Ausmaß verbunden. Da diese Daten über den 
Werbetreibenden (bei analoger Anwendung des „Know your customer“ Prinzips aus Artikel 24a) 
auch einen Personenbezug aufweisen können, würde dies zu einer erhöhten Verarbeitung 
personenbezogener Daten führen, die im Lichte des in Art 5 DSGVO festgeschriebenen Prinzips 
der Datenminimierung ungerechtfertigt wäre. Zumal in Österreich das Grundrecht auf Datenschutz 
gemäß § 1 DSG auch Daten juristischer Personen schützt. Ihre Verarbeitung muss daher ebenfalls 
gerechtfertigt sein.  
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Auch aus technologischer Sicht widerspricht das „Know your advertiser“ Prinzip der 
wirtschaftlichen Realität im Digitalbereich und scheint kaum umsetzbar. Digitale Werbung wird in 
der heute gängigen Praxis über Technologiepartner einer Vielzahl von Kunden (Publisher) 
vollautomatisiert angeboten. Es besteht in der Regel somit keine direkte Geschäftsbeziehung 
zwischen Publisher und Werbetreibenden. Eine Verpflichtung für Publisher über jeden 
Werbetreibenden eine Vielzahl an Daten und Informationen einzuholen, wäre nicht nur mit einem 
massiven Mehraufwand verbunden, sondern zu einem guten Teil gar nicht durchführbar.  
 
Im aktuellen Kompromisstext der slowenischen Ratspräsidentschaft (11759/21) befinden sich 
zudem weiterhin kritische Regulierungsmaßnahmen, die für österreichischen Unternehmen in der 
Praxis schwer umsetzbar sein werden: 
 

§ Notice-and-Action Verfahren & Interne Beschwerdemechanismen: 
Aufwendige und nicht klar definierte Notice-and-Action Verfahren und internen 
Beschwerdemechanismen stellen für die Mitgliedunternehmen vor eine enorme 
Herausforderung. Die kostenintensive technische Implementierung und Wartung dieser 
Mechanismen belastet verhältnismäßig vor allem heimische KMU überproportional stark. 
Kritisch anzumerken sind außerdem die nicht näher definierte Zeiträume, für die 
Maßnahmensetzung der Unternehmen im konkreten Fall („without undue delay“). 

 
§ Trusted Flaggers:  

Die unmittelbaren und prioritär zu behandelnden Meldungen von „Trusted Flaggers“ stellen 
eine noch größere Herausforderung dar. Die auch hier fehlende genaue Definition der 
angemessenen Reaktionszeit zur Behandlung der Meldung („without delay“) sorgt für 
große Rechts- und Planungsunsicherheit innerhalb der Branche.  

 
§ Transparenz von Online Werbung:  

Kritisch sehen wir auch das im aktuellen Kompromisstext immer noch vorhandene 
Transparenzgebot für Online-Plattformen bei Werbungen. Die Darstellung der Parameter, 
warum der Endnutzer eine spezifische Werbung sieht, ist in der Praxis kaum umsetzbar, 
da relevante Informationen den Publishern meist nicht zur Verfügung stehen. Es müsste 
im Vorfeld ein geeigneter Framework entwickelt werden. 

 
In Bezug auf die Bußgelder geben wir weiterhin zu bedenken, dass die Androhung erheblicher 
Strafzahlungen bei Nichteinhaltung der Maßnahmen dazu führen könnte, dass Inhalte, die 
ansonsten als legal angesehen werden könnten, präventiv entfernt werden. Das versetzt 
Unternehmen in die unangenehme Lage, Bußgelder nach dem Digital Services Act zu riskieren 
oder wegen Verletzung der Meinungsfreiheit durch Zensur kritisiert zu werden.  
 

ANLIEGEN 
 

Wir appellieren an österreichische Entscheider, bei im Verordnungstext definierten Neuregelungen 
vor allem auf heimische Klein- und Mittelstandsunternehmen Rücksicht zu nehmen, um den 
europäischen Digitalstandort ganzheitlich zu stärken. Eine Überregulierung, die Innovationen, 
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unternehmen bremst muss verhindert 
werden.  
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Allen voran eine Einführung eines undifferenzierten „Know your Advertiser“ Prinzips im Rahmen 
des Digital Services Act ist für heimische Digitalunternehmen in der Praxis kaum umsetzbar. 
Zudem sind wir der Ansicht, dass bei der Wahl von Präventionsmaßnahmen und Eingriffen in die 
Wirtschaftlichkeit von Online-Werbung der Schutz vor Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
nicht mit dem Schutz eines einzelnen Users vor illegalen Inhalten gleichgesetzt werden darf. Das 
Gefahrenpotential für die Allgemeinheit ist schließlich deutlich geringer, sodass das öffentliche 
Interesse in der Interessenabwägung deutlich kleiner ausfällt. Ein Eingriff in das festgeschriebene 
Prinzip der Datenminimierung (Artikel 5 DSGVO) und das in Österreich verankerte Grundrecht auf 
Datenschutz gem. §1 DSG scheint damit nicht gerechtfertigt.  

Wir ersuchen Sie mit uns gemeinsam für Österreich zu kämpfen und sich für die 
genannten Punkte im im Rat stark zu machen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ÜBER DAS INTERACTIVE ADVERTISING BUREAU  

Das iab austria ist ein Verein, der sich auf die Förderung der digitalen Wirtschaft in Österreich 
konzentriert. Die Organisation agiert im Rahmen eines internationalen Netzwerkes und besteht 
aus rund 200 Mitgliedern, zusammengesetzt aus Unternehmen der digitalen Wirtschaft. Dem 
iab kommt eine wichtige Rolle zu: der Verein agiert in der Praxis als branchenübergreifende 
Interessensvertretung und Stimme der österreichischen digitalen Kommunikations- und 
Werbewirtschaft. Diese steht in Österreich für einen Umsatz von rund EUR 1 Mrd. 

Das IAB steht auch weiterhin als Ansprechpartner und Expertenorganisation der 
österreichischen digitalen Kommunikations- und Werbewirtschaft zur Verfügung. 


